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Gesetzentwurf 

der Fraktionen CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
über parlamentarische Gremien 


A. Problem 

Die gesetzlichen Vorschriften über die Mitgliederzahlen des Wahl- 
prüfungsausschusses, des Gremiums nach § 41 Abs. 5 AWG sowie 
des Gremiums und der Kommission nach dem G 10-Gesetz er- 
möglichen keine ausreichende Repräsentanz des Deutschen Bun- 
destages entsprechend den Fraktionsstärken. 


B. Lösung 

Die Zahl der ordentlichen Mitglieder wird jeweils erhöht. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Geringfügige Mehrkosten durch Beteiligung zusätzlicher Mit- 
glieder in den Gremien. 



Drucksache 13/543 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
über parlamentarische Gremien 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Wahlprüfungsgesetzes 

§ 3 Abs. 2 des Wahlprüfungsgesetzes vom 12. März 
1951 (BGBl. I S. 166), zuletzt geändert durch Artikel 9 
des Fünften Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 2. August 
1993 (BGBl. I S. 1442, 1445), wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 1 wird die Zahl „7" durch das Wort „neun" 
ersetzt. 

2. Es wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Der Bundestag kann aus der Mitte einer Vereini- 
gung von Mitgliedern des Bundestages, die nach 
der Geschäftsordnung des Bundestages als parla- 
mentarische Gruppe anerkannt ist, zusätzlich ein 
beratendes Mitglied wählen." 

3. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und erhält die 
folgende Fassung: 

„Der Wahlprüfungsausschuß wird vom Bundestag 
für die Dauer der Wahlperiode gewählt. " 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Beschränkung 
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 

§ 9 des Gesetzes zur Beschränkung des Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnisses (Gesetz zu Arti- 
kel 10 des Grundgesetzes) (G 10) vom 13. August 1968 
(BGBl. 1 S. 949), zuletzt geändert durch Artikel 13 des 
Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches, der 
Strafprozeßordnung und anderer Gesetze (Verbre- 
chensbekämpfungsgesetz) vom 28. Oktober 1994 
(BGBL I S. 3186, 3194), wird wie folgt geändert: 


1. In Absatz 1 wird das Wort „fünf" durch das Wort 
„neun" ersetzt. 

2. In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „zwei" durch das 
Wort „drei" ersetzt. 


Artikel 3 

Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 

In § 41 Abs. 5 des Außenwirtschaftsgesetzes vom 
28. April 1961 (BGBl. I S. 481, 495, 1555), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 12 des Gesetzes zur Änderung 
des Strafgesetzbuches, der Strafprozeßordnung und 
anderer Gesetze (Verbrechensbekämpfungsgesetz) 
vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3186, 3194), wird 
das Wort „fünf" durch das Wort „neun" ersetzt. 


Artikel 4 

Übergangsvorschriften 

Es findet für die 13. Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages eine Ergänzungswahl für die Gremien 
statt, deren Mitgliederzahl durch die Artikel 1 bis 3 
geändert worden ist. Die Ergänzungswahl erfolgt für 
die Fraktionen, denen nach dem Verfahren, das bei 
der ersten Wahl zugrunde gelegt worden ist, nach 
der neuen Gesamtzahl der Sitze noch Mitglieder zu- 
stehen. Das in Artikel 1 Nr. 2 vorgesehene beratende 
Mitglied wird nachgewählt. 


Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 14. Februar 1995 


Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Rudolf Scharping und Fraktion 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 


2 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/543 


Begründung 


Allen Fraktionen des 13. Deutschen Bundestages soll 
eine Mitgliedschaft im Wahlprüfungsausschuß, in den 
Gremien nach § 9 des G 10-Gesetzes und in dem Gre- 
mium nach § 41 Abs. 5 AWG ermöglicht werden, auch 
wenn deren Mitglieder nach Fraktionsstärken bestimmt 
werden. Dieses Ziel wäre bei Beibehaltung der bisheri- 
gen Mitgliederzahl der genannten Gremien im 13. Deut- 
schen Bundestag nicht zu erreichen gewesen. Außer- 
dem soll dem Deutschen Bundestag nicht verwehrt wer- 
den, parlamentarischen Gruppen eine beratende Mit- 
ghedschaft im Wahlprüfungsausschuß wie den Fraktio- 
nen einzuräumen, denen nach ihrer Stärke keine volle 
Mitgliedschaft im Wahlprüfungsausschuß zukommt. 


Nachdem der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 
am 26. Januar 1995 nach den bisherigen Gesetzes- 
fassungen bereits Mitglieder der betroffenen Gre- 
mien gewählt hat, soll durch die Übergangs- 
regelung sichergestellt werden, daß nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
über parlamentarische Gremien bei der erforderli- 
chen Ergänzungswahl der Zweck dieser Novelle er- 
reicht wird, bereits in der laufenden Wahlperiode 
die Neuregelung in Kraft zu setzen, ohne die Rechte 
derjenigen zu schmälern, die bereits gewählt wor- 
den sind. 
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